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Die Polizeycommißion räth zu folgender Botschaft

an den Vollziehuugsraih, welche angenommen wird:
B. Voll;. Räthe! Der gesetzgebende Roch, nach

Untersuchung der Bittschrift des B. Sam. Gruber

vo» Betterkindeu, Distr. Burgdorf, C. Bern, vom

Heum. -Loi — samt Beylagen, wodurch er um

Bestätigung seiner von der Vcrw. Kammer erhaltenen

Mühle-Bau - Bewilligung ansucht, hat auf den Be-

richt seiner Pvlizeygesczg. Commißion beschlossen, Sie
B- Voll;. Räthe einzuladen, dem gesetzgebenden Rath
einen Bericht über die Gründe Ihrer Beschlüsse vom

i8> May und Juli, die diesen bewilligten Bau
untersagen, mitzutheilen, welchen derselbe samt Rük-

scndung der Beylagen mit möglichster Beschleunigung

zu erhalten wünscht.

Am 2i. Juli war keine Sitzung.

Gesetzgebender Rath,»22. Juli.
Vicc-Präsident: M i t t e l h o I z e r.

Folgendes Gutachten oer Zinanz-Commißion wird in

Berathung genommen:
B. Gesetzgeber! Das Gesetz vom 4. April 1800 über

die Loskäuflichkeit des Weydgangsrechts, legte jedem

weydgangsberechtigten Bürger die Verbindlichkeit auf,
ßch sein Recht loskaufen zu lassen. Bald sah man aber

ein, daß man in jenem Gesetze, nach welchem der

Loskauf nicht verweigert werden durfte zu weit gegan-
gen sey und es erschien das Gesetz vom 2;. Sept. 18--0
welches in gewissen, den Weydrechlsbesitzern allzunach-
theiligen Fällen, eine Ausnahme zu ihren Gunsten zuläßt.

Dieses legere Gesetz ward mit durch die Vorstellungen
der ärmern Bürger von Wynau veranlasset, und doch

ist es iezt eben um die Frage zu thun: Ob das Los.
kaufsgeschäst von dem Wcydgange zu Wynau als unter
dem Gesetze vom 4. April beendiget anzusehen sey?

oder aber: Ob solches nach Inhalt des Gesetzes vom
2?. Sept. aufs neue untersucht und nach diesem leztern

Gesetze entschieden werden solle? Diese leztre Meynung
ward von den Weydgangsberechtigten behauptet und fle

erhielten auch am 10. Merz lezthin von dem Vollz. Rath
einen ganz zu ihren Gunsten lautenden Beschluß, welcher

ihre Weydgaugssheitigkeit einer neuen Untersuchung und
einem neuen Entscheide unterwirft. Gegen diesen Be-
schluß aber treten jezl die weydgangspflichtige» Gütcrbe-
ßtzer auf, behaupten daß ihr Loskaufungsgeschäst eine

abgethane Sache sey, und verlangen demzufolge Aufhe-
bung, jenes Vollzichungebeschlusses.

Ueber diese Petition B. G. haben Sie den Bericht
des Vollz. Rathes eingeholt u»d iezt ist es an dem, daß
die Fmanz-Commißion Ihnen über das ganze Geschäft
ihr Befinden abstatte, zu welchem Ende dann folgende
Gefchichtserzählung vorausgcschikt wird:

Nicht lange »ach Erfcheinung des Gefetzes vom 4. Av.
thaten die weydgangspstkchtigen Bürger von Wynau ist-

reu berechtigten Mitbürgern Anträge zum Loskauf von
ihrer Weydgangspflicht, mit dem Beyfügen, daß fie

im Fall der Nichlannahme nach Inhalt deS Gesetzes die
Weyde werben schätzen lassen.

(Die Fortsetzung folgt.)

Kleine Schriften.
Erklärung der Cantons-Tagsatzung

in S.chwyj, über die von derselbe»
abg e so d e r t e E i d e s le i st u n g. 4. i Bog.

Ist die durch die Tagsatzung selbst besorgte und v r-
breitere Erklärung, die wir bereit» (N. 424.) auch
geliefert haben.

dommage à ma patrie, ou eigenste st'un projet st«

Lonlìitution ste la stepubligue belvetigue forests

fur la 8od>verainere stes Lantons, par àr.
manst. 8. à dleukekatel, ste l'lmprim. sts Loues

kauek. Lorel. 1801. S. Z8-

Es ist ein vollständiges und unzweydeiitigeS Föbe-
rativsystem, das der Verfassrr in diesen Blättern ent-
wikelt. Helvetien soll aus 17 Cantone» bestehen: bei«

rz alten, mildem einigen Unterschiede, daß das AZaadl»
land einen besondern Canton bildet, Graudündlen, dem
Wallis und den italienischen Vogteyen; die chmalß
Unterthanen Lande sollen angrenzenden Cantone» ein,
verleibt werden. Die Souverainilät jedes
Cantons umsaßt das gesamte Polizeyweien, die
Rechtspflege, Religion und Cultus, den öffentliche»
Unterricht, Militz, Auflagen, Handlung, UnlcrstützungS-
Anstalten n. s. w. —Einem aus den Abgeordneten aller
Cantone bestehenden permanenten Rathe, den der Vf.
die Generalstände b er h e l v e t i sch en Re-
publik nennt ist die Souverainilät, i» so wutl
fie die auswärtigen Verhältnisse, Krieg, Frieden Bünd?
vlsse, Llnientruppen, Arsenale, und Vertheidigung oes
Landes betrifft, übertragen. — Die CanrouSssuv?»
rainitäl wird in jedem Canton ausgeübt durch he»
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Sta at » r ath und durch dir S t â n d e d e s C a n-

dons. Jener bestehlaus >2 Gliedern die lebenslang

an ihren Stellen bleiben; sie werden von den Stän,
den des Cantons aus einem dreyfachen Vorschlag
des SlaaiSralhes gewählt. Die Stände bestehen

in den ehmals democratlschen Cantonen aus allen Bür-
gern die das dreyßigste Jahr erreicht haben; in den

Übrigen aus einem Depulirteo jeder Stadt und zwey
Landdepullrlen auf jeden District. Diese werden von
den Gcmeinderäthen jedes Jahr neu gewählt, und ver-

sammeln stch am ersten April für längstens 14 Tage;
sie lassen einen Präsidenten als Volks tribun zu-

rnk, der fortgehend von den Verrichtungen des Staats,
raths Kenntniß „imt. Die Stände nehmen an, oder

vcrwerffen die ihnen vom Staatsrath vorgefchlagencn
Gesetze und Auflagen; sie weisen jedem Verwaltung»-
fach die erfvderlichen Gelder au; sie nehmen die Rech-

nuugen ab u. s. w. ; sie haben das Entsetzungsrecht

für die Glieder des Staalsrachs; sie bestimmen die

Gehalte der Beamten; sie ernennen endlich aus den

Glieder» des Staatöraths den CantonSdcputirten zu

den General,landen. Die Bürgerrechte (Bourgeoisies)
und Gemeindräthe werden hergestellt wie sie ehemals

waren. ' -

Die Generalstände der Republik beste.

He» aus einem Präsidenten ei » em Dcputirlen jedes

Cantons, und einem Staatsstcrctär. Der Präsident

wird von den Generalstände» auf 10 Jahre gewählt.

Die Cantonsdepulirten sind auf 6 Jahre gewählt und

treten jährlich zum dritten Theil ans. Die Sduve.
rainirälSrechte, in Beziehung auf äussere Verhältnisse,

werden von den Stände» mit der Beschränkung aus-

geübt, daß Offensiv-Kriege »nd Bündnisse nur »ach

förmlicher Zustimmung aller 17 Cantone eingegangen

werden dürffen. Den Ständen komt das Vermittiungs-
und nöthigen Falls das Entscheidungsrecht in Strei-
tigkeiten zwischen den Cantonen zu. Münzen, Posten,

Pulver, Salz, Bergwerke, und Arsenale gehören eben,

falls ausfchltrssend den Generalständen zu..... Unler
den mancherley Einkünften die der Versasser den Ge-

t entständen anweist, finden sich unter andern: eine

Handänderungsabgabe von Eins vom Hundert (unab,
hängig von einer gleichartigen Abgabe die der Camon

für sich beziehen mag); eine Abgabe von ; Franken auf
jedes.Hundert Maaß fremden Weines der eingeführt

wird; 2? btz. Abgabe von jedem Centner Zucker, Thee
und Cass e ; der Ertrag der Pachtung der Ochscnzun«

g-n; der Ertrag einer Nalionaüvterie (!); emDrjtt-

theil aller in der Erde vergrabenen und entdekten
Schatze !); die Zinsen aller auswärtige» Schuld,
iitel welche der Stand Bern und andere besassen;
Subsidicn die von auswärtigen Mächten für Schwel',
zerrcgimenler bezahlt werden können; endlich —wem,
noch ein Defect vorhanden ist — rm jährliches
von jedem Canton zu zahlendes CoMlngcnt, das nach
einem zusammengeftziei, Verhättniß der Bevölkerung
und des Reichthums jedes Cantons festgesezt wird. —
Die ch r i stli ch e R eli g i 0 n soll als Nationalrcli,
gion erklärt werden, und die Stände jedes Cantons
entscheiden über die gegen anderweitigen Cultus au»,
zuübende Toleranz. — Die bürgerliche Recht»,
pflege wird in jedem Canton ausgeübt >) durch
Friedensrichter; -) durch einen Cioilrichter tes Distrikt» ;
;) durch ein Odergericht. Diesis leziere wird einswej.
len auch Criminairichter seyn, bis die Criminairechls.
pflege der amerikanischen Freystaaten kann eingeführt
werden.

Den Verfassungsentwurf selbst, hat der Verfasser
mit Bemerkungen über die politischen Grundsätze, auf
die er gebaut ,st begleitet. In der Theilung der Sou.
verainität findet er für republikanische Staaten' eine,»
hoher» Grad der Sicherheit für dieselbe..... AU«
Verwaltungszweige stud bey der auf die Cantone ver.
theilten Souveramltät besser besorgt Die Ver.
clmgung der Souverainität aller Cantone, in einer
einzigen Versammlung, würde bald cu,e furchtbar«
Oligarchie bilden u. s. w.

Wir erlauben uns eine einzige Bemerkung über diest
Schrift und zwar eine solche, die bey Durchlesung
derselben zunächst in die Augen fällt: daß nemlich ihr
Verfasser nur einen sehr kleinen Theil der Schweiz
keimt, und daß gerade die Vorschläge auf die er stch

am meisten zu gute thut, auf dieser einseitigen Kennt,
»iß beruhen und allenfalls fürdasWaadt.
land sehr passend seyn mögen. Wenn er sich z. B.
S. 27. in feinem aufgestellien Verhältniß der Depu.
litten zu den Landständen des Cantons, deren jede

Stadt einen und die Landgemeinden jedes Bezirks
zwey geben, so sehr gefällt — so hat er unfehlbar
nur seinen Leman im Auge, und er weiß nicht, wie
bey Anwendung dieses Guindiatzes auf die übrige»
ehmals anstocratischen Cantone, das Resultat so ganz
anders herauskäme! Die über alle Cantone aus«udch»
»ende Staatsauflage auf die Einführung fremden Wei.
»es, macht vollends einem Föderalisten anS dem Canton
Waadt Ehre!
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